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Joachim Ragnitz

Dimensionen des regionalen Gefälles: Gibt es 
ein gemeinsames Muster?
Innerhalb Deutschlands sind regionale Unterschiede vorhanden. Wann diese jedoch so 
gravierend sind, dass politischer Handlungsbedarf besteht, ist wissenschaftlich umstritten. 
Zwei Bereiche sind dabei zu unterscheiden, zum einen die regionalen Disparitäten im 
Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge und zum anderen die aus wirtschaftlicher Sicht. 
Es zeigt sich, dass die öffentlichen Daseinsvorsorgeleistungen relativ ausgewogen sind, die 
unterschiedliche regionale Wirtschaftskraft jedoch durchaus ein Problem in Deutschland 
darstellt.
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Prof. Dr. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Ge-
schäftsführer der Niederlassung Dresden des ifo In-
stituts und lehrt Volkswirtschaftslehre, insbesondere 
Ökonomie des Strukturwandels, an der Technischen 
Universität Dresden.

Regionale Disparitäten werden häufi g als Verstoß gegen 
den Grundsatz der „Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse“ gesehen, wie er im Grundgesetz (Art. 72 GG) bzw. 
im Raumordnungsgesetz (insbesondere § 2 ROG) fest-
geschrieben ist. Allerdings ist der Begriff der Gleichwer-
tigkeit nirgends abschließend defi niert, sodass erhebli-
che Interpretationsspielräume bestehen, anhand derer 
Indikatoren regionaler Lebensverhältnisse gemessen 
werden können. Dabei ist fraglich, welche Unterschiede 
noch als akzeptabel gelten können und wann politischer 
Handlungsbedarf besteht. Die aktuelle Diskussion, wie 
sie z. B. im Zusammenhang mit der „Gleichwertigkeits-
kommission“ des Bundes geführt wird, beruht deswegen 
in hohem Maße auf „angenommenen“ (oder bestenfalls 
durch anekdotische Evidenz belegten) Verstößen gegen 
das Gleichwertigkeitsgebot und bedarf deswegen drin-
gend einer wissenschaftlichen Fundierung.

Entsprechend der gesetzlichen Vorgabe des Raum-
ordnungsgesetzes sind gleichwertige Lebensverhält-
nisse zum einen durch „ausgeglichene soziale, infra-
strukturelle, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle 
Verhältnisse“1, also durch eine angemessene Versor-
gung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Da-
seinsvorsorge gekennzeichnet. Zum anderen beinhaltet 
das Gebot der Gleichwertigkeit aber auch eine enger 
abgegrenzte wirtschaftliche Dimension, es verlangt 
nämlich eine „langfristig wettbewerbsfähige und räum-
lich ausgewogene Wirtschaftsstruktur“ sowie ein „aus-
reichendes und vielfältiges Angebot an Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen“. Während Ersteres im föderalen 
Gefl echt der Bundesrepublik Deutschland primär eine 
Aufgabe der Länder und Gemeinden ist und deswegen 
prinzipiell durch eine angemessene Ausgestaltung der 

1 Vgl. § 2 Abs. 2 ROG.

Finanzausgleichssysteme zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden erreicht werden kann, wird mit der zweiten 
Dimension insbesondere das vielfältige Instrumentarium 
der regionalen Wirtschaftsförderung angesprochen.

Regionale Disparitäten im Bereich der öffentlichen 
Daseinsvorsorge

Vielfach wird vermutet, dass es im Bereich der (öffent-
lichen) Daseinsvorsorge große Unterschiede innerhalb 
Deutschlands gibt. Natürlich ist die Versorgung bei-
spielsweise im medizinischen Bereich, bei der Anbin-
dung an den öffentlichen Nahverkehr, im Bildungssys-
tem oder auch der Zugang zu kulturellen Angeboten 
nicht überall gleich. Das kann schon deswegen nicht 
sein, weil all diese Einrichtungen eine Mindestzahl an 
Nutzern benötigen, um rentabel betrieben werden zu 
können, was in dünn besiedelten Regionen häufi g nicht 
der Fall ist. Das Raumordnungsgesetz fordert deshalb 
auch keine fl ächendeckende Versorgung, sondern le-
diglich, dass entsprechende Angebote in angemesse-
ner Entfernung zum Wohnort der Bürger vorhanden sein 
müssen. Dies wird in der raumordnerischen Praxis durch 
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Abbildung 1
Lebensverhältnisse in den Regionen Deutschlands

Die Typisierung setzt sich aus folgenden Einzelindizes zusammen: Wirt-
schaft, Arbeitsmarkt, Demografi e, Wohlstand, Infrastruktur, Wohnungs-
markt.

Quelle: laufende Raumbeobachtung: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR): Fachbeitrag „Regionen mit stark unterdurch-
schnittlichen Lebensverhältnissen“, Stand 2017, https://www.bbsr.bund.
de/BBSR/DE/Raumentwicklung/RaumentwicklungDeutschland/Pro-
jekte/abgehaengte-regionen/abgehaengte_regionen.html?nn=412276 
(14.3.2019).

ein differenziertes System Zentraler Orte gewährleistet, 
die in zumutbarer Reisedistanz erreichbar sein müssen.

Tatsächlich sind die in dieser Hinsicht besonders be-
deutsamen Mittelzentren in nahezu allen Regionen 
Deutschlands in etwa halbstündiger Fahrzeit im motori-
sierten Individualverkehr erreichbar. Ausnahmen gelten 
im Wesentlichen nur für einige periphere Regionen in 
ungünstiger Lage (z. B. Inseln). Geht man von einem in 
etwa gleichartigen Angebot öffentlicher Daseinsvorsor-
geleistungen in diesen Mittelzentren aus, so scheint das 
Gebot der Gleichwertigkeit also durchaus erfüllt. Dass 
nicht alle Menschen diese Angebote auch in Anspruch 
nehmen können, z. B. weil sie aufgrund von Alter oder 
Einkommensverhältnissen kein eigenes Auto besitzen, 
lässt sich nicht als Argument für ein breit gefächertes 
Leistungsangebot in der Fläche heranziehen. Vielmehr 
wäre dann zu überlegen, inwieweit mittels „innovativer“ 
Leistungsangebote (z. B. mobil-temporäre Angebote, 
internet-gestützte Lösungen) eine Versorgung erfolgen 
kann. Alternativ wäre es auch denkbar, den betroffenen 
Personen einen fi nanziellen Ausgleich zu gewähren, um 
sie so in die Lage zu versetzen, privatwirtschaftliche 
Mobilitätsangebote (z. B. Taxen) in Anspruch zu nehmen 
und sich so den Zugang zu den bestehenden Zentralen 
Orten zu verschaffen. Die dritte Option, durch Anreize zu 
einer zentrennäheren Besiedlung das Problem zu lösen, 
scheint hingegen in Deutschland kaum durchsetzbar 
(während in anderen Ländern mit andersartiger Tradition 
durchaus auch eine höhere Mobilität der Menschen ein-
gefordert wird).

Selbst wenn man den Katalog von Indikatoren „gleich-
wertiger Lebensverhältnisse“ breiter wählt, wie dies 
beispielsweise das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) in einer Reihe von Untersu-
chungen tut, sind Verstöße gegen das Gleichwertig-
keitsgebot nur in wenigen Regionen (räumliche Ebene: 
Landkreise) auszumachen. Diese befi nden sich überwie-
gend im Nordosten Deutschlands, vor allem in Meck-
lenburg-Vorpommern sowie in Teilen Sachsen-Anhalts 
und Brandenburgs. Zumeist handelt es sich dabei um 
recht dünn besiedelte Regionen – was impliziert, dass 
hiervon nur vergleichsweise wenige Menschen betroffen 
sind. Gleichzeitig liegt hierin wohl auch der wesentliche 
Grund für eine unterdurchschnittliche Ausstattung mit 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen, da sich die Aufrecht-
erhaltung eines entsprechenden Angebots infolge von 
Auslastungsproblemen aus ökonomischer Sicht oftmals 
nicht lohnt. Gleichzeitig weisen diese Regionen – aus 
gleichen Gründen – gemeinhin auch ein eher ungünsti-
ges Angebot an marktbestimmten Dienstleistungen (wie 
Hausärzte, Supermärkte usw.) auf. In Westdeutschland 
hingegen lassen sich gemäß BBSR so gut wie keine Re-

gionen2 mit unterdurchschnittlichen Lebensverhältnis-
sen ausmachen, was aber natürlich nicht bedeutet, dass 
es solche Probleme kleinräumig geben kann. Da jedoch 
das Netz der Zentralen Orte deutlich dichter gespannt 
ist als in den genannten Regionen Ostdeutschlands, ma-
chen sich derartige Unterschiede hier kaum bemerkbar 
(vgl. Abbildung 1).

2 Ausnahmen sind die Stadt Herne sowie der Landkreis Lüchow-Dan-
nenberg.
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Regionale Disparitäten aus wirtschaftlicher Sicht

Auch in wirtschaftlicher Hinsicht gibt es erhebliche 
Unterschiede zwischen den Teilräumen des Bundes-
gebiets. Zu deren Abbau wurde schon in den 1960er 
Jahren die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) geschaffen, die 
explizit auf strukturschwache Regionen ausgerichtet ist. 
Eine „Raumwirksamkeit“ weisen zwar auch andere för-
derpolitische Instrumente des Bundes (und der Länder) 
auf, doch dienen diese in erster Linie anderen (z. B. in-
novationspolitischen oder mittelstandspolitischen) Zwe-
cken und sind deswegen nicht dem Bereich der Regio-
nalpolitik zuzuordnen.

Im Rahmen der GRW wird Strukturschwäche anhand 
eines Indikatorensystems gemessen, das vor allem die 
regionalen Unterschiede in den Beschäftigungschancen 
betont.3 Dies refl ektiert die Tatsache, dass hohe Arbeits-
losigkeit in der Vergangenheit das bedeutsamste wirt-
schaftspolitische Problem darstellte. Mit dem (zu einem 
guten Teil demografi sch bedingten) Rückgang der Ar-
beitslosigkeit gewinnt die Frage an Bedeutung, inwieweit 
andere Indikatoren besser geeignet sind, strukturschwa-
che Regionen zu identifi zieren. Zu diesem Zweck wurde 
im Rahmen eines Gutachtens4 für den GRW-Unteraus-
schuss ein neues Indikatorensystem vorgeschlagen, in 
dem Strukturschwäche vor allem anhand des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) je Erwerbstätigen (als Indikator der 
Wirtschaftskraft) und der Unterbeschäftigtenquote (als 
Indikator von Ungleichgewichten am Arbeitsmarkt) ge-
messen wird.5

Wie in Abbildung 2 erkennbar, ist eine niedrige Wirt-
schaftskraft vor allem ein ostdeutsches Phänomen. Dies 
refl ektiert den bislang unvollendeten Prozess des „Auf-
bau Ost“, der zwar zu einer weithin günstigen Ausstat-
tung mit öffentlichen Infrastrukturen beigetragen hat, je-
doch bestehende strukturelle Defi zite der ostdeutschen 
Wirtschaft (unter anderem Kleinteiligkeit der Unterneh-

3 Die aktuelle GRW-Indikatorik beinhaltet die regionale Arbeitslosen-
quote (Gewichtung: 45 %), das regionale Bruttolohnniveau je sozial-
versicherungspfl ichtigen Beschäftigten (40 %), eine Erwerbstätigen-
prognose (7,5 %) und einen zusammengefassten Infrastrukturindika-
tor (7,5 %). 

4 Gesellschaft für Finanz- und Regionalanalysen (GEFRA), ifo Insti-
tut, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR): 
Betrachtung und Analyse von Regionalindikatoren zur Vorbe-
reitung des GRW-Fördergebietes ab 2021 (Raumbeobachtung), 
11.1.2019, https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/
Studien/betrachtung-und-analyse-von-regionalindikatoren.html 
(14.3.2019).

5 Dies. schlagen zusätzlich vor, in eine reformierte GRW-Indikatorik 
die voraussichtliche Entwicklung der Zahl der Erwerbsfähigen sowie 
einen vereinfachten Infrastrukturindikator aufzunehmen. Allerdings 
werden bislang keine Aussagen über die mögliche Gewichtung der 
genannten vier Indikatoren getroffen.

mensstruktur, Fehlen von Unternehmenshauptsitzen, 
Schwächen bei Forschung und Entwicklung) nicht ab-
bauen konnte. Anders sieht es hingegen mit Blick auf die 
Unterbeschäftigungsquote aus: Hier werden neben wei-
ten Teilen Ostdeutschlands auch eine Vielzahl westdeut-
scher Regionen als strukturschwach klassifi ziert, wobei 
sich diese vor allem auf altindustrielle Problemgebiete 
(Mon tanregionen wie Ruhrgebiet und Saarland sowie auf 
Werftstandorte an der Nord- und Ostseeküste) konzen-
trieren. Hier ist die Ursache ganz offenkundig, dass es 
bislang nicht gelungen ist, die negativen Arbeitsmarkt-
wirkungen des Zusammenbruchs bestehender Sektor-
strukturen durch den Aufbau „neuer“ Wirtschaftsstruk-
turen zu kompensieren. Problematisch erscheint dies 
allerdings vor allem deshalb, weil die entsprechenden 
Strukturkrisen schon jahrzehntelang andauern und of-
fenkundig trotz aller Förderung bislang nicht gelöst wer-
den konnten.

Der Zusammenhang zwischen Wirtschaftskraft (BIP je 
Erwerbstätigen) und Unterbeschäftigungsquote ist dabei 
eher schwach ausgeprägt, was darauf hindeutet, dass 
die beiden ausgewählten Indikatoren unterschiedliche 
Aspekte von Strukturschwäche abbilden. Dies kann ge-
genüber alternativen Indikatoren als Vorteil angesehen 
werden. Auffällig ist allein, dass ostdeutsche Regionen 
mit einer hohen Unterbeschäftigungsquote typischer-
weise auch eine niedrige Wirtschaftskraft aufweisen 
(insoweit eine „doppelte“ Förderwürdigkeit aufweisen), 
während sich Strukturschwäche in Westdeutschland im 
Regelfall nur in einer hohen Unterbeschäftigungsquote 
oder einer verhältnismäßig geringen Arbeitsproduktivität 
niederschlägt.

Grundsätzlich zeigt es sich, dass es ganz offenkundig 
auch Gemeinsamkeiten von strukturschwachen Regi-
onen gibt. Unabhängig vom ostspezifi schen Effekt (der 
vor allem die gemeinsame Transformationshistorie der 
Regionen im Osten refl ektieren dürfte) sind dies (bei iso-
lierter Betrachtung) eine ungünstige Lage im Raum, ei-
ne häufi g eher ungünstige infrastrukturelle Ausstattung 
(gemessen z. B. anhand der Erreichbarkeit), das Fehlen 
von Agglomerationsvorteilen, ein verhältnismäßig ge-
ringer Anteil von Industrieunternehmen bzw. von größe-
ren Unternehmenseinheiten sowie eine eher ungünsti-
ge Ausstattung mit Humankapital. Ein Zusammenhang 
besteht dabei eher zum BIP je Erwerbstätigen als zur 
Unterbeschäftigungsquote. Insgesamt sind die identi-
fi zierbaren Zusammenhänge aber schwach und schei-
nen auch durch „gemeinsame“ Faktoren verursacht 
zu sein. Theoretische Überlegungen6 legen nahe, dass 

6 Siehe hierzu z. B. die Ergebnisse der „new economic geography“, vgl. 
P. Krugman: Geography and Trade, Cambridge MA 1991.
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Strukturschwäche vor allem ein Ergebnis geringer Sied-
lungsdichte und einer ungünstigen räumlichen Lage sein 
dürfte, denn solche Regionen weisen im Regelfall eine 
geringere Attraktivität für (Industrie-)Unternehmen auf. 
Im Ergebnis können sich regionale Disparitäten dann 
sogar noch verstärken, weil mobile Bevölkerungsgrup-
pen von hier abwandern und steigende Skalenerträge in 
agglomerierten Räumen die wirtschaftliche Entwicklung 
zusätzlich anregen.

Bei der Unterbeschäftigung kommt zudem eine unbe-
wältigte Erneuerung nach schwerwiegenden struktu-
rellen Krisen hinzu. Hier dürfte insbesondere eine Rolle 
spielen, dass regionalökonomische Maßnahmen wie die 
GRW vor allem darauf ausgerichtet sind, die Investiti-
onstätigkeit in strukturschwachen Regionen anzuregen, 
während die eigentlichen Hindernisse bei der Überwin-

dung struktureller Schwächen in einer „falschen“ Qualifi -
kation des vorhandenen Erwerbspersonenpotenzials lie-
gen. Unternehmen, die auf gut qualifi zierte Arbeitskräfte 
angewiesen sind, werden sich trotz aller Investitionsan-
reize dann nicht in einer solchen Region ansiedeln, wenn 
die gesuchten Beschäftigten dort nicht zu fi nden sind.

Multivariate Analysen bestätigen dies zumindest nähe-
rungsweise. So lässt sich das BIP je Erwerbstätigen re-
gressionsanalytisch zu einem nicht unbeträchtlichen Teil 
durch Faktoren wie Größenstruktur der Unternehmen 
und Erreichbarkeit/Siedlungsdichte erklären. In West-
deutschland spielen darüber hinaus auch die Branchen-
struktur und die Humankapitalausstattung eine wesent-
liche Rolle. Die Unterbeschäftigungsquote, die regional 
stärker streut, wird auch stark durch die Altersstruktur 
der Bevölkerung beeinfl usst (vgl. Tabelle 1).

Abbildung 2
Wirtschaftskraft und Beschäftigung in Deutschland

Quelle: Gesellschaft für Finanz- und Regionalanalysen (GEFRA), ifo Institut, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR): Betrachtung und 
Analyse von Regionalindikatoren zur Vorbereitung des GRW-Fördergebietes ab 2021 (Raumbeobachtung), 11.1.2019, https://www.bmwi.de/Redaktion/
DE/Publikationen/Studien/betrachtung-und-analyse-von-regionalindikatoren.html (14.3.2019).
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Problematisch scheinen diese Ergebnisse insbesondere 
deshalb, weil sich daraus nur geringe Einfl ussmöglich-
keiten für die „klassische“ Regionalförderung ableiten 
lassen. Manche Faktoren (wie z. B. Siedlungsstruktur 
oder demografi sche Einfl ussgrößen) lassen sich poli-
tisch überhaupt nicht gestalten, andere (wie die Bran-
chenstruktur oder die Größenstruktur der vorhandenen 
Unternehmen) lassen sich zwar durch gezielte Interventi-
onen möglicherweise beeinfl ussen, jedoch stoßen diese 
auf ordnungspolitische Bedenken. Zudem sind Effekte, 
wenn überhaupt, wohl nur in der langen Frist erreichbar.

Fazit zu den Dimensionen des regionalen Gefälles

Insgesamt betrachtet stellt weniger die mangelnde 
Gleichwertigkeit von Regionen (im Sinne eines unausge-
wogenen Angebots an öffentlichen Daseinsvorsorgeleis-
tungen) als vielmehr die unterschiedliche regionale Wirt-
schaftskraft ein Problem in Deutschland dar. Zwar wird 
es wohl nie zu einer völligen Einebnung regionaler Un-
terschiede kommen, weil die Standortbedingungen re-
gional unterschiedlich sind und steigende Skaleneffekte 
Konvergenz verhindern können. Selbst dann stellt sich 
aber die Frage, welches Niveau regionaler Divergenzen 
(politisch) als akzeptabel angesehen werden kann. Die 
aktuelle Diskussion in Deutschland über die Ausgestal-
tung einer „gesamtdeutschen“ regionalen Strukturpolitik 
zeigt, dass dieses akzeptable Niveau bislang offenbar 
noch nicht erreicht ist.

Da strukturschwache Regionen gewisse Gemeinsamkei-
ten aufweisen (wie eine ungünstige Lage und Siedlungs-
struktur oder eine bestimmte Wirtschaftsstruktur), die 

Tabelle 1
Erklärungsfaktoren1 von Strukturschwäche

1 Auf dem Niveau von 1 % signifi kante Variablen einer multivariaten Re-
gressionsanalyse.

Quelle: eigene Berechnungen.

politisch nicht oder zumindest nicht kurzfristig behoben 
werden können, stößt eine ursachenorientierte Regio-
nalpolitik schnell an ihre Grenzen. Man wird daher wohl 
nur versuchen können, über entsprechende Anreize die 
Marktergebnisse zu korrigieren, wie dies in Deutschland 
vor allem über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ geschieht. Ob 
die GRW dabei stets die richtigen Instrumente zur Verfü-
gung stellt, sollte im Zuge einer anstehenden Neuformu-
lierung untersucht werden.
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Westdeutschland Ostdeutschland

BIP/Erwerbstätigen

Branchenstruktur x -

Größenstruktur x x

Qualifi kationsstruktur x -

Erreichbarkeit/
Siedlungsdichte x / x x / -

Unterbeschäftigung

Branchenstruktur x x

Größenstruktur x x

Qualifi kationsstruktur x -

Demografi e x x

Siedlungsdichte x x


